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Kein Feminismus

ohne Religion!

V O N R I C H A R D O T T I N G E R

Die vierzehnjährige Maira Shahbaz aus
Pakistan wurde entführt, gefoltert und ver-
gewaltigt. Mit Videoaufnahmen der Taten
zwangen ihre Peiniger sie zur Aufgabe
ihres katholischen Glaubens, zur Konver-
sion und Heirat mit einem der Vergewal-
tiger. Die Polizei und ein Gericht entschie-
den zugunsten der Täter und schickten sie
zu diesen zurück. Maira und ihre Familie
konnten fliehen und halten sich seitdem
versteckt. Diese grauenhaften Gescheh-
nisse sind kein Einzelfall, sondern Teil
eines wachsenden Trends: Weltweit neh-
men die Angriffe auf Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit zu. Muslime und
Christen sind in Indien gewaltsamen
Übergriffen ausgesetzt, Atheisten werden
in vielen islamischen Ländern für geistes-
krank erklärt und in Lateinamerika leiden
indigene Religionsgruppen unter Ein-
schüchterungsversuchen. Von diesen Men-
schenrechtsverletzungen sind besonders
Frauen und junge Mädchen betroffen. Or-
ganisationen wie „Open Doors“ oder die
päpstliche Stiftung „Kirche in Not“ be-
richten seit langem von Entführungen,
sexueller Versklavung und Zwangskonver-
sionen, vor allem von Frauen. Trotzdem
scheint das Thema für die aktuelle Bun-
desregierung unter der Führung von Olaf
Scholz keines zu sein, auch wenn dieser
über sich selbst sagt: „Ich bezeichne mich
ganz bewusst als Feminist – schon seit
Jahrzehnten.“

Ohne Religionsfreiheit
gibt es keine Frauenrechte

Diese Nichtbeachtung ist deshalb überra-
schend, weil die Ampelregierung sich einer
„Feministischen Außenpolitik“ verschrie-
ben hat. Sie verkündet, „den Genderblick
in den Köpfen verankern“ (Annalena
Baerbock) zu wollen, blendet dabei aber
die Überschneidung und Gleichzeitigkeit
der Verletzungen von Religionsfreiheit und
Frauenrechten aus. Besonders Christen
muss das Thema am Herzen liegen: Die
Erklärung über die Religionsfreiheit des
Zweiten Vatikanischen Konzils verpflich-
tet diese, sich für Religionsfreiheit einzu-
setzen. Daher sind alle Christen, die, –
nebenbei bemerkt – zur weltweit am meis-
ten verfolgten Gruppe gehören, explizit
aufgefordert, Druck auf die Bundesregie-
rung auszuüben und diese zu einem Kurs-
wechsel ihres religionsblinden Feminismus
zu bewegen: Erstens müssen politische
Entscheidungsträger Religionsfreiheit ver-
stärkt als Querschnittsthema verstehen.
Zweitens kann das Nachwuchsproblem
von Kämpfern für Religionsfreiheit nur
durch aktive Werbung um eben jene kom-
menden Generationen gelöst werden. Drit-
tens braucht Religionsfreiheit eine andere
institutionelle Gewichtung: Zwar wurde
das Amt des Beauftragten der Bundesre-
gierung für weltweite Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit neu besetzt, diesem
fehlt aber eine adäquate personale und
monetäre Ausstattung. Nur wenn diese
Punkte umgesetzt werden, kann die welt-
weite Menschenrechtskatastrophe einge-
dämmt und Verbrechen, wie sie Maira er-
lebte, verhindert werden. Es wird Zeit für
die aktuelle Bundesregierung zu verstehen:
Ohne Religionsfreiheit sind Frauenrechte
nicht zu haben.

Der Autor verantwortet bei der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung den Themenbe-
reich „Internationaler Religionsdialog“.
allmählich die Medizin aus
Deutschland leidet unter Medikamentenknappheit. Experten erklären, was nun zu tun ist V O N M A R C O F E T K E

D
er sich im Februar bereits zum
ersten Mal jährende russische
Überfall auf die Ukraine hat
nicht nur die Außen-, sondern

auch die Wirtschaftspolitik auf den Kopf
gestellt – oder vielmehr vom Kopf auf die
Füße. Galten geopolitische und geoökono-
mische Bedenken lange Zeit im Geiste von

Zwar arbeite die Bundesregierung, wie
Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) zuletzt betonte, „sehr intensiv“
an weiteren Schritten gegen Lieferengpässe
bei – derzeit laut Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukten (BfArM) –
391 Medikamenten und bereitet ein ent-
sprechendes Gesetz vor. Dabei soll es je-

unerlässlich, dass auskömmliche Preise für
Arzneimittel gezahlt werden. „Unsere
Branche braucht weniger Belastung und
Regulierung, sondern mehr Anreize.“ Wür-
den diese Rahmenbedingungen geschaffen,
ließe sich mittel- und langfristig die Abhän-
gigkeit von Drittländern außerhalb der EU
reduzieren, so Heitmüller. Dabei würden

das Lieferengpass-Management sieht
Splett als eine der Einzelmaßnahmen, wel-
che die Politik angehen müsse, bis europäi-
sche Kapazitäten in der Arzneimittelpro-
duktion wieder erhöht werden können. Bis-
lang habe die Politik im Zuge der Ökonomi-
sierung des Gesundheitswesens jedoch eher
Anreize zum Sparen geschaffen: So hätten
Francis Fukuyamas Theorie vom „Ende der
Geschichte“ als anachronistisch, so sind sie
inzwischen wieder allgegenwärtig. Beson-
ders die Energiekrise hat zahlreichen Men-
schen vor Augen geführt, warum globale
Lieferketten mit Vorsicht, Maß und Mitte
zu genießen sind und wenigstens elementa-
re Versorgungskapazitäten in Europa nicht
vollständig ersetzen können.

Dementsprechend pikiert gestalteten sich
manche Reaktionen auf den Besuch des
deutschen Bundeskanzlers Olaf Scholz
beim chinesischen Präsidenten Xi Jinping.
Aus den Debatten über kritische Abhängig-
keiten von China schälte sich aber zuneh-
mend heraus, dass, während Russland in-
zwischen als Handelspartner vollständig ta-
bu ist, dasselbe für China – freilich unter
Vorbehalt – nicht gilt. Dass es geoökonomi-
sche die Risiken wirtschaftlicher Abhängig-
keiten von China und anderen Drittländern
reduziert werden müssen, ist zwar schon
nahezu zur buchstäblichen Binse geworden
- doch wie das genau vonstatten gehen soll,
ist nach wie vor unklar.

Medikamentenhersteller
meiden Deutschland

Besonders gilt das auch für Abhängigkei-
ten in der Arzneimittelproduktion. Welche
konkreten Auswirkungen diese haben kön-
nen, erlebte und erlebt Deutschland in die-
sem Winter: Schmerzmittel und Antibioti-
ka, teilweise sogar Grundstoffe, galten da
auf einmal als Mangelware. Im Gegensatz
zu Österreich, Frankreich oder eben auch
China und Indien – wo 80 Prozent aller me-
dizinischen Wirkstoffe und laut BfArM 60
Prozent der verschreibungspflichtigen,
„versorgungsrelevanten“ Medikamente
produziert werden – hatte der Staat in
Deutschland bislang keine aktivierende
Rolle eingenommen und den Ausbau hei-
mischer Kapazitäten nicht subventioniert.
doch vor allem darum gehen, Krankenkas-
sen dazu zu verpflichten, auch europäische
Chargen zu kaufen und bei Rabattverträgen
die Lieferbarkeit mit zu berücksichtigen.
Zudem sprach der Gesundheitsminister von
einer Pflicht zu „monatelangen Bevorra-
tungen“.

Dennoch dürften die Rufe nach einem
Ausbau heimischer Produktionsfähigkeiten
lauter werden. Das zeigen auch Gespräche
der „Tagespost“ mit verschiedenen Vertre-
tern der Branche. Leonie Heitmüller, Refe-
rentin für Presse und Öffentlichkeitsarbeit
des Bundesverbands der Arzneimittelher-
steller (BAH), erklärt auf Anfrage dieser
Zeitung, dass bei Importen von Arzneimit-
telwirkstoffen und Vorprodukten die meis-
ten Produzenten in China und Indien ange-
siedelt seien. Viele Arzneimittel-Hersteller
wären wegen des Preisdrucks, der auf dem
deutschen Arzneimittelmarkt herrsche, da-
rauf angewiesen, von kostengünstig produ-
zierenden Ländern Wirkstoffe zu kaufen.
Die Branche sei jedoch bestrebt, Abhängig-
keit abzubauen, um die Arzneimittelversor-
gung in Deutschland krisenfest zu gestalten.
Dies könne aber, so Heitmüller, nur gelin-
gen, wenn zunächst einmal die politischen
und regulatorischen Rahmenbedingungen
für eine Diversifizierung der Lieferketten
geschaffen würden. „Denn wir sehen der-
zeit, wie wichtig es ist, Alternativen zu
haben, von der Wirkstofflieferung bis hin zu
den Fertigarzneimitteln. Diese Alternativen
führen zu einer Hinzugewinnung an Kapa-
zitäten und letztlich zu mehr Versorgungs-
sicherheit.“ Notwendig sei es außerdem,
dass die Politik den Pharmastandort
Deutschland durch beschleunigte Geneh-
migungsverfahren und den Abbau von Bü-
rokratie stärke: „Dies würde auch einen
wichtigen Beitrag dazu leisten, dass Pro-
duktion, die sich noch in Deutschland oder
der EU befindet, gar nicht erst abwandert“,
betont Heitmüller. Darüber hinaus sei es
Resilienz und Vielfalt in den Lieferketten
keinem Widerspruch zu den wichtigen Im-
porten aus Drittländern darstellen.

Auch Christian Splett, stellvertretender
Pressesprecher der Bundesvereinigung
Deutscher Apothekerverbände (ABDA),
betont gegenüber der „Tagespost“, dass die
theoretische Verfügbarkeit von Medika-
menten wenig bringe: Statt zu versuchen,
stets die billigsten Arzneimittel zu beschaf-
fen, gelte es, das hohe Gut der Versorgungs-
sicherheit wieder mehr in den Mittelpunkt
zu rücken. Damit müsse jedoch auch ein
Verständnis für dafür entstehende Kosten
bei der Beschaffung einhergehen. Für das
Management der Lieferengpässe bräuchten
Apotheken zunächst mehr pharmazeuti-
sche Entscheidungsfreiheit. Schließlich ge-
he der Austausch nicht verfügbarer Arznei-
en durch verfügbare – vor allem aufgrund
des Anspruchs der Krankenkassen, die
günstigere Medikamente bevorzugen wür-
den – mit viel Bürokratie und Kosten ein-
her, wie Splett erklärt. Konkret fordert die
ABDA, dass Apotheken künftig nicht nur
für die Kundenberatung und das Lagerma-
nagement, sondern auch für das Bewältigen
von Lieferengpässen honoriert werden sol-
len.

Die Sparmaßnahmen
der Politik rächen sich

„Wir reden über richtig viel Aufwand und
müssen da über Vergütung nachdenken“,
unterstreicht Splett. Um Lieferengpässe zu
bewältigen, müssten Apotheker so mit Arz-
neimittelherstellern und Großhändlern
telefonieren, mit Ärzten Rücksprachen hal-
ten und Extra-Rezepturen im Labor her-
stellen. „Man kann mehrere Patienten be-
raten oder sich nur um einen Patienten
kümmern, der von Lieferengpässen betrof-
fen ist – und dieser Mehraufwand muss ver-
gütet werden.“ Eine solche Vergütung für
Politik, Krankenkassen und Arzneimittel-
hersteller auf Kosten der Flexibilität und
Zuverlässigkeit der globalen Lieferketten
gespart. Gleichsam betont Splett: „Kosten-
druck ist ein systemisches Phänomen. Alle
haben gespart, aber am Ende fehlen Arznei-
mittel.“

Die Entscheidungsfreiheit im Austausch
von verknappten Arzneimitteln, welche sich
öffentliche Apotheken wünschen, können
Krankenhausapotheken wiederum vorwei-
sen. Im Gespräch mit der „Tagespost“ er-
klärt ein Krankenhausapotheker, dass die
fehlende Bindung an Rabattverträge des
Gesetzgebers und der Krankenkassen ih-
nen mehr Freiraum bei der Auswahl günsti-
ger und zuverlässiger Anbieter gewähre.
Zudem erfolge in Krankenhäusern die
Rücksprache zwischen Apothekern und
Ärzten für gewöhnlich schneller erfolgen
und es bestünden zumeist auch eigene Her-
stellungskapazitäten. Dennoch würden die
Lieferengpässe und das damit verbundene
Einkaufsmanagement auch für das Perso-
nal von Krankenhausapotheken eine erhöh-
te Bindung der Arbeitszeit an Lieferketten-
Management und der Suche nach Alterna-
tiven bedeuten. Problematisch werde es je-
doch, so der Krankenhaus-Pharmazeut,
beim Übergang von stationärer zu ambu-
lanter Behandlung. Wenn Patienten bei-
spielsweise im Krankenhaus – wo wegen
größerer Entscheidungsspielräume die Ver-
sorgung sicherer sein mag – ein Medika-
ment verschrieben bekämen, müsse auch si-
chergestellt werden, dass sie diese auch
außerhalb des Krankenhauses bekommen.
Zudem würden Pläne zur Digitalisierung
des Gesundheitswesens nicht umgesetzt –
nicht zuletzt, weil bei den verschiedenen
Spielern im Gesundheitssystem der Wille
dazu fehle, die Kommunikation zu digitali-
sieren und somit zu vereinfachen, selbst
wenn darunter Produktivität und Qualität
der Versorgung leiden.
Der „Apotheke der Welt“ geht
Egal, ob Schmerzmittel, Antibiotika oder sogar Grundstoffe: In Deutschland wird der Medikamentenmangel immer offensichtlicher. Foto: Hauke-Christian Dittrich/dpa


